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Anlage
zum Schreiben des Denkmal- und Geschichtsvereins Bonn-Rrh. an die Bezirksregierung Köln 

vom 6. März 2020
Wir begründen unsere Forderungen wie folgt:
Für den gesamten Stadtbezirk Bonn-Beuel besteht seit 29.4.2003 ein Denkmalpflegeplan gem. § 5 DSchG NW (Prof. Schöndeling), der u.a. eine Denkmalbereichssatzung gem. § 25 DSchG NW für das Combahn-Viertel in Beuel-Zentral vorsieht (Drucks. 0512810ED3). Ein solcher wird zusätzlich durch ein Integriertes Handlungskonzept Beuel-Mitte von 2002 empfohlen (Prof. Eberhardt). Spätestens seit 2003 bestand damit für das Combahn-Viertel Schutzpflicht gem. § 2 DSchG NW. Diese wurde als solche auch von den zuständigen städtischen Ämtern anhaltend bestätigt, dennoch aber materiell nicht beachtet. Denn die für das angestoßene Satzungsverfahren verbindlichen Fristen gem. § 5 Abs. 4 DSchG sind seither auf untragbare Weise überschritten. - Eine Ahndung seitens der Aufsichtsbehörde dürfte von daher geboten sein!

Zwar wurde - von im Denkmalpflegeplan insgesamt neun ins Auge gefassten Denkmalbereichssatzungen – als einzige eine für das Combahn-Viertel angestoßen (26.10.2005 / Drucks.0611860), das Satzungsverfahren aber 2007 abgebrochen; alle weiteren Arbeiten daran wurden eingestellt. 
Dies hat für den Schutzgegenstand sehr nachträgliche Konsequenzen, die aktuell hinsichtlich von geplanten Häuserabrissen (Rheindorfer Straße 15 und 17) virulent wurden – und durch unverzügliches Eingreifen der Aufsichtsbehörde im letzten Moment zu verhindern sind. (Der Abriss soll für den16. März 2020 geplant sein.)
Im Einzelnen:
1.

In dem Denkmalpflegeplan wird - neben acht weiteren Ortsteil-Bereichen - der Bereich des Combahn-Viertels als zu schützender Denkmalbereich bezeichnet. Dazu heißt es darin: „Der Denkmalpflegeplan wurde am 29.04.2003 vom Hauptausschuss der Stadt Bonn beschlossen. Damit wird durch die politischen Gremien zum Ausdruck gebracht, dass die im Denkmalpflegeplan formulierten Ziele zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler in der Stadtentwicklungsplanung bzw. Bebauungsplanung in angemessener Weise von der Verwaltung berücksichtigt werden sollen.“ 
Als eine der gebotenen Vorarbeiten wurde durch das Stadtplanungsamt eine Eigentümerbefragung durchgeführt, als deren Ergebnis eine positive Resonanz beschrieben wird. Weiterhin wurde (1.8.2005/ Drucks. 0611860NV7) die Beauftragung eines externen Gutachters zur fachlichen Überprüfung der zu schützenden Häuser im Denkmal-bereich beschlossen. In dieser Vorlage des Stadtplanungsamtes wird festgehalten: “Dieser Auftrag entspricht einem ersten Arbeitsschritt zur Erarbeitung der Denkmalbereichssatzung. (…) Da wesentliche Verfahrensschritte mit der Bürgerbeteiligung, der Untersuchung der denkmalwerten Bausubstanz und einer von der Unteren Denkmal-behörde erstellten Fotodokumentation vorliegen, (…).“
Am 14.11.2005 folgte eine Stellungnahme des Stadtplanungsamtes, in der auf den seit 1982 erforderlichen Schutz des Combahn-Viertels hingewiesen wird (Drucks. 0512810ST4, Abs. 2): “Das Verfahren zum Erlass der Denkmal-bereichssatzung Beuel-Combahn soll jetzt eingeleitet werden.“ (ebda. Abs. 3). Beantragte Förder- und Eigenmittel in Höhe von 20.000 € stünden auch zur Verfügung, wurde mitgeteilt. - Zur Vollendung des Verfahrens fehlte allein 

noch die juristische Detaillierung der Satzung, die das Stadtplanungsamt sich abschließend selbst vorbehielt. 
2.
Dazu kam es dann aber nicht mehr, weil die Bezirksvertretung Bonn-Beuel aufgrund einer Parteiinitiative am 10.10.2007 beschloss, das Projekt Denkmalbereichssatzung gänzlich aufzugeben, und der Rat der Stadt Bonn diese Empfehlung durch förmlichen Beschluss am 6.12.2007 bestätigte (Drucks. 0611860AA2, Drucks. 0611860EB10, Drucks.0611860NV7). – Die Aufgabe dieses Satzungsverfahrens war freilich unwirksam, da die Bezirksvertretung Beuel nur beratend teilnahm und der Hauptausschuss der Stadt Bonn deshalb über die Aufgabe des begonnenen Projektes (Pflichtaufgabe) nicht politisch entscheiden konnte. „Denn Denkmalschutz, auch für Denkmalbereiche, ist eine Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung, eine staatliche auf die Kommunen übertragene Aufgabe ohne eigene Entscheidungskompetenz, ob eine Satzung erlassen wird.“ (Janßen-Schnabel (LVR).

Alternative Schutzmaßnahmen für das Combahn-Viertel, wie in der Bezirksvertretung angedacht, konnten in der Folge nicht in Frage kommen, da gutachtlich zweifelsfrei festgestellt war, dass es sich beim Combahn-Viertel um einen Denkmalbereich handelt. Indessen wurden seitens der Stadt seitdem auch – trotz z. B. entsprechender Anmahnungen des Denkmal- und Geschichtsvereins Bonn-Rrh. e.V. - keinerlei Maßnahmen mehr unternommen, um der Schutzpflicht hinsichtlich dieses Denkmalbereichs nachzukommen, geschweige denn den eigenen Vorgaben des Denkmalpflegeplans zu folgen – was sich in gleicher Weise auf die übrigen Vorgaben des Denkmal-pflegeplans bezieht. Wieso die Fachämter dieses verpflichtende Projekt dann nicht weiterverfolgt haben, bleibt im Dunkeln. Dies muss im Übrigen auch hinsichtlich der Ratsmitglieder gelten, die ihrerseits hinsichtlich der Rechts-verpflichtung ausdrücklich durch das Stadtplanungsamt aufgeklärt worden waren (Stellungnahme 14.11.2005 / Drucks. 0512810ST4, Abs. 1). 
Es bleibt festzuhalten: Die Stadt Bonn hat das Denkmalschutzgesetz hier schlichtweg ignoriert. 
Daher hätte auf jeden Fall aber die Bezirksregierung Köln als Kommunalaufsicht bzw. als Obere Denkmalbehörde zeitnah einschreiten müssen, etwa durch Hinweis an die Stadt Bonn auf ihre kommunalen Pflichtaufgaben.
3.

Die Stadt Bonn hat durch den Beschluss vom 6.12.2007 und ihr nachfolgendes Verhalten eindeutig belegt, dass sie unwillig ist, dem Denkmalschutzgesetz Folge zu leisten. Durch das eigene Planungsamt ist sie über die Erforder nisse des § 5 DSchG, auch über dessen Abs. 4, belehrt worden. Daher hätte der Schutz des Denkmalbereichs durch die Obere Denkmalbehörde spätestens Ende 2008 erzwungen werden müssen. 
Nunmehr muss dies zur Abwehr von drohenden Gefahren erfolgen, und zwar unverzüglich!
Der akut drohende Abriss (angekündigter Abrisstermin ist 16. März 2020) der durch die überfällige Denkmal-bereichssatzung als schützenswert definierten Häuser Rheindorfer Str. 15 und 17 würde erst gar nicht zum Thema geworden sein, wenn die Obere Denkmalbehörde rechtzeitig ihrer Aufsichtspflicht nachgekommen wäre und der Stadt Bonn, spätestens im Jahre 2008, die Vollendung ihrer im Verfahren nahezu fertigen Denkmalbereichssatzung auferlegt hätte. 
Die Obere Denkmalbehörde muss über die für die Aufsicht erforderlichen Informationsketten und für die Aufsicht erforderliche aktive Kontrolle Kenntnis von diesen Vorgängen gehabt haben. U..a. wurden der Stadt Bonn nachweislich für Arbeiten im Rahmen des Projektes Denkmalbereichssatzung Fördermittel des Landes in Höhe von 14.000 EUR gutgebracht. 

Darüber hinaus ergibt sich aus § 2 DSchG eindeutig, dass Objekte des Denkmalschutzes zu schützen sind, sobald ihr 

Wert absehbar oder festgestellt ist. Dies war spätestens mit dem vorliegenden Gutachten im Mai 2007 der Fall.

Überdies liegt für die schützenswerten Häuser Nr. 15 und 17 eine Grundbuch-Sicherungseintragung zugunsten des

 Landes NRW aus 1977 vor.

Schließlich ist ein denkmalpflegerisches Gutachten, das etwa den Abriss rechtfertigen würde, nicht bekannt. 

Die (seit 1980) vorliegenden amtlichen Äußerungen zum mangelnden Denkmalwert sind von so oberflächlicher bis nichtssagender Qualität, dass sie zu verwerfen und durch ein Fachgutachten eines externen unabhängigen Gutachters zu ersetzen sind (der ggf. vom Denkmal- und Geschichtsverein Bonn Rechtsrheinisch beauftragt werden könnte. Kenntnisse aus den Unterlagen sollen dabei auf die reinen Sachinformationen über das Haus ohne jede wertende Tendenz beschränkt bleiben. Damit soll Unabhängigkeit und weitgehende Objektivität des Urteils 

gewährleistet werden.)

Schließlich ist hier auch darauf abzustellen, dass im derzeit laufenden Baugenehmigungsverfahren (Abriss und Neubau gem. BauO NRW i. V. m. § 34 BauGB) keine Rücksicht auf den Denkmalschutz in der Umgebung genommen wird, wie es aber das Denkmalschutzgesetz und die Stadt selber (Denkmalpflegeplan, S. 6) fordern: „Bei verschiedenen Baudenkmälern ist es deutlich angeraten, die „Umgebung“ größer zu fassen und hierbei insbesondere die gegenüberliegende Straßenseite mit einzubeziehen.“ In der direkten Umgebung befinden sich die geschützten Baudenkmäler Rheindorfer Str. 1 und 12 (vgl. Gutachten Künstler-Brandtstädter, S.3). 
Gez. Carl J. Bachem, Vorsitzender / 6. 3. 2020
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